
FAKTEN UND ARGUMENTE 

Nummer 11 
5. April 2004 

www.cdu.de 

Fraktionsvorstandsklausur 

Vom Stillstand zum 
Wachstum 

«Deutschland kann mehr 
Wachstum  aus eigener 

*raft ist möglich". 

Das machte Angela Mer- 
ke| bei der Vorstellung ei- 
nes 10-Punkte-Programms 
nach der Klausur des Vor- 
lands der CDU/CSU-Frak- 
tion im Deutschen Bundes- 
ta§ deutlich. 

Die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende zeigte sich 
überzeugt, dass die Poli- 
tik in Deutschland eine 
neue Richtung und Quali- 
tät braucht. Die Verände- 
rungen des 21.Jahrhunderts 
eröffnen viele Chancen, die 
Potenziale Deutschlands 
würden jedoch zu wenig   • 

EU-Verfassung: 

Deutsche Interessen 

stärker berücksichtigen 

Seite 4 
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Fraktionsvorstandsklausur 

HEUTE AKTUELL 

Hans-Gert Pöttering: 
Erfolg für Verfassung (S. 
5) Roland Koch: „Bun- 
desregierung hat ihr Wort 
gebrochen" (S. 6) Georg 
Milbradt: „Zukunft Ost - 
Chance für Deutschland" 
(S. 7) Laurenz Meyer: 
Hoffnung für 2004 ka- 
puttgetreten (S. 8) Ge- 
sprächskreis: Frauen in der 
Lebenswelt von heute und 
morgen (S. 9) Hartmut 
Nassauer: Tagegelder-Be- 
richterstattung einiger 
Medien ist unzutreffend 
(S. 10) Christoph Bohr: 
Neu denken für die Zu- 
kunft der Familie (S. 11) 
SU: Bei Betreuung Famili- 
enrechte stärken (S. 12) 
N. Röttgen, I. Wellen- 
reuther: Reform des Wett- 
bewerbsrechts schafft 
Rechtsunsicherheit (S. 14) 

P. Götz: Angst vor Wett- 
bewerb (S. 14-15) D. 
Wöhrl: Ausbildungsplatz- 
abgabe ist Unfug (S. 
15-16) G. Brunnhuber: 
Dauerstau auf der Auto- 
bahn (S. 16-17) G. Has- 
selfeld, P.-H. Carstensen: 
Deutsche Landwirtschaft 
geschwächt (S. 17) 

• genutzt. Angela Merkel 
kritisierte, dass die Politik 
der Bundesregierung so- 
wohl auf die aktuelle Krise 
als auch auf die sich bieten- 
den Chancen völlig unzurei- 
chend reagieren würde. Da 
Rot-Grün Neuwahlen ableh- 
ne, werde die Union aus der 
Opposition heraus noch 
mehr Verantwortung für 
Deutschland übernehmen, 
kündigte Angela Merkel an. 
Entscheidend, nicht nur für 
eine kurzfristige Entlastung, 
sondern auch für einen 
nachhaltigen Aufschwung, 
werde sein, dass in den 
kommenden Monaten die 
Weichen in allen Politikfel- 
dern auf Wachstum umge- 
stellt würden. 

Aus diesem Grund hat 
die CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag ein 
Programm vorgelegt, in 

dem ein Politikwechsel in 
2x5 konkreten Schritten 
gefordert wird. Fünf Schrit- 
te sollten sofort bis zum 
Sommer dieses Jahres vor- 
genommen werden, fünf 
Schritte anschließend, so 
dass die Menschen eine 
klare   Perspektive  für   die 

kommenden Jahre erkennen 

könnten. 

Sofortmaßnahmen 

Zu den Sofortmaßnah- 

men, den ersten fünf Schrit- 
ten, gehört unter anderem 

das Angebot der Union an 
die Bundesregierung, sofor- 

tige Verhandlungen zu ei- 
ner umfassenden Steuerre- 

form aufzunehmen. Auf der 
Grundlage des Fraktionsan- 

trags „Ein modernes Steuer- 
recht für Deutschland " 
Konzept 21" könnte noch 
vor dem Sommer ein Rich- 
tungswechsel in der Steuer- 
politik eingeleitet werden, 
sagte die Vorsitzende. Eine 
weitere zentrale Sofortmaß- 
nahme ist die Forderung 
nach einem beschäftigungs- 

fördernden, flexiblen, trans- 
parenten und gerechten Ar- 
beitsrecht. Der Antrag der 
Fraktion „Beschäftigungs- 
politik der Bundesregierung 

gescheitert - Weichen stel- 
len für ein Wachstumspro' 

gramm" bildet zusammen 
mit dem Fraktionsentwun 

eines Arbeitsrechtsmoderni' 
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Fraktionsvorstandsklausur 

s,erungsgesetzes die Grund- 
'age für ein entsprechendes 
Sofortgesetz. 

Darüber hinaus enthält 
das Papier Sofortmaßnah- 
"len zur Wachstumssteige- 
riJng in den Bereichen Ener- 
gie, Bildung und Ausbildung 
und für einen Aufschwung 
ln den Neuen Bundeslän- 
dern. 

Langfristige 
Maßnahmen 

An das Sofortmaßnah- 
menpaket schließen sich 
fünf weitere Schritte an, die 
den Bürgerinnen und Bür- 

gern eine klare, verlässliche 
Perspektive für die kom- 
menden Jahre geben. We- 
ltliches Element ist ein 
^fassendes Maßnahmen- 
°undel zur Intensivierung 

er Forschungsförderung 
ünd zur Stärkung der Inno- 
Vationskraft der Wirtschaft. 
vor dem Hintergrund des 
weltweiten Wandels fordert 

le Union außerdem eine 
F°deralismusreform. Diese 
muss zu mehr Transparenz, 

*u klareren Zuständigkei- 
en> zu einem fairen Inter- 

essensausgleich sowohl zwi- 
Cnen den Regionen wie 

auch zwischen den Staat- 

en Ebenen und zu einer 
tärkung der Handlungs- 

fähigkeit jeder Ebene füh- 
ren-   Die   aktuelle  Chance, 

die die Kommission „Mo- 
dernisierung der bundes- 
staatlichen Ordnung" bie- 
tet, dürfe nicht verspielt 
werden, betonte Angela 
Merkel. 

Darüber hinaus müsse 
der Niedriglohnsektor um- 
fassend reaktiviert werden. 
Dazu bedürfe es neben der 
Zusammenlegung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe 
eines umfassenden Umbaus 
der Transfersysteme für 
Langzeitarbeitslose und der 
Lohnzuschüsse, verbunden 
mit einer flächendeckenden 
Wiedereingliederung der 
Langzeitarbeitslosen in den 

ersten Arbeitsmarkt. Ver- 
vollständigt wird das Papier 
durch Überlegungen zur Re- 
form der Kommunalfinan- 
zen und zur „Großen Steu- 
erreform". 

Beschlüsse 

Neben dem 10-Punkte- 
Papier beschloss der Frak- 
tionsvorstand ein Konzept 
zur „Förderung erneuerba- 
rer Energien und ein Stra- 

tegiepapier „Landesvertei- 
digung und Heimatschutz". 
Bei der Vorstellung des en- 
ergiepolitischen Eckpunk- 
te-Papiers verwies Angela 
Merkel darauf, dass der 
staatliche Anteil am Strom- 
preis, in den auch Subven- 
tionen wie die für die Wind- 

energie eingehen, mittler- 
weile 40 Prozent betrage. 

Ein Durchschnittshaushalt 
sei mit jährlich 421 Euro Ab- 
gaben auf den Strompreis 
belastet. Bei der Belastung 
durch die Ökosteuer sei zu 
beachten, dass sich die Lage 
durch den europaweiten 
Handel mit Emissionsrech- 
ten verändert habe. Durch 
die Berechnung der Aus- 
stoß-Quoten könnten Län- 
der begünstigt werden, die 
keine Ökosteuer besäßen. 

Die Trennung zwischen 
äußerer und innerer Si- 
cherheit werde der Wirk- 
lichkeit nicht mehr gerecht, 
sagte der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende Wolf- 
gang Schäuble bei der Vor- 
stellung des Strategiepa- 
piers zur Landesverteidi- 
gung. „Wenn die Bedro- 
hungen ineinander überge- 
hen, müssen auch die Vor- 
sorge und die Abwehr der 
Bedrohungen ineinander 

greifen." Zentrale Aufga- 

ben der Hei-matschutzkräf- 
te sollen nach den Vorstel- 
lungen der Union die Hilfe 
in Katastrophenfällen, logi- 
stische und sanitätsdienst- 
liche Unterstützung, Ob- 
jektschutz, ABC-Schutz, Kon- 
troll- und Bewachungstä- 
tigkeiten sein. 

Beschlüsse 
-» www.cducsu.de 

11104 



EU-Verfassung 

Deutsche Interessen stärker 
berücksichtigen 

CDU und CSU treten für 
einen zügigen Abschluss 
der Regierungskonferenz 
auf der Grundlage des Kon- 
ventsentwurfs zur europäi- 
schen Verfassung ein. 

Dies erklärten die Vorsit- 
zenden von CDU und CSU, 
Angela Merkel und Edmund 
Stoiber, nach einer gemein- 
samen Sitzung der Europa- 
experten von CDU und CSU. 
Die Schlussberatung zur eu- 
ropäischen Verfassung müs- 
se von der Bundesregierung 
zu einer Verbesserung des 
Verfassungsvertrages ge- 
nutzt werden. Die Bundesre- 
gierung habe deutsche For- 
derungen nicht in die Ver- 
handlungen eingebracht, kri- 
tisierte Angela Merkel. Die 
Union fordere die Bundesre- 
gierung auf, die im Antrag 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion vom 14.10.2003 (15/ 
1694) genannten Forderun- 
gen in den noch verbleiben- 
den Verhandlungen zu ver- 
treten. Besonderen Wert le- 
ge die Union darauf, dass in 
die Präambel der EU-Verfas- 
sung ein klarer Bezug auf das 
christliche Erbe Europas auf- 
genommen werde, so die 
Vorsitzenden übereinstim- 
mend. Die Bundesregierung 
werde  außerdem   aufgefor- 

dert, sich mit Nachdruck 
für den Einhalt der Re- 
geln des Maastricht-Ver- 
trages zur Preisstabilität 
einzusetzen. 

Die Parteivorsitzen- 
den erklärten, die Union 
werde sich dafür ein- 
setzen, dass die Mitwir- 
kungsrechte des Bun- 
destages im Rahmen der 
Ratifizierung der euro- 
päischen Verfassung ge- 
stärkt werden. Da die 
europäische Verfassung 
eine grundlegend neue 
Architektur im inner- 
staatlichen Umgang mit eu- 
ropapolitischen Vorhaben 
erfordere, müssten die bishe- 
rigen Verfahren zwischen 
Bundesregierung, Bundesrat 
und Bundestag in EU-Ange- 
legenheiten neu bewertet 
werden. CDU und CSU be- 
grüßten die Erweiterung der 
EU am 1. Mai durch zehn wei- 
tere Länder. Eine Mitglied- 
schaft der Türkei lehnt die 
Union ab, da die EU vor einer 
Überdehnung geschützt wer- 
den müsse, sagte Angela 
Merkel. Stattdessen trete die 
Union für eine privilegierte 
Partnerschaft der EU mit der 
Türkei ein. 

Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands  wies  auf die 

Notwendigkeit hin, bei der 
Finanzmittelzuweisung klare 
Prioritäten zu setzen, da der 
Anpassungsprozess der neu- 
en Mitgliedsstaaten einen er- 
heblichen Finanzbedarf über 
einen sehr langen Zeitraum 

bedürfe. Die bloße Verlage- 
rung von Arbeitsplätzen dür- 

fe nicht mit EU-Mitteln ge- 
fördert werden. Ein Subven- 

tionswettlauf müsse vermie- 
den werden, sagte Angel3 

Merkel. „Im Gegenzug zu ei- 
ner Konzentration der Förde- 
rung besonders benachteilig' 
ter Gebiete muss der Spie1' 
räum der Mitgliedsstaaten 

für eigene Maßnahmen er 
weitert werden", sagte d'e 

CDU-Vorsitzende. 

11I04 



Europapolitik 

Erfolg für Verfassung - Wenig Ergebnisse 
zur Wirtschaftsentwicklung 

"as politische Signal des 
Gipfels zur zügigen Eini- 
gung über die Europäische 

Verfassung bis spätestens 
2l*rn nächsten EU-Gipfel- 
treffen hat der Vorsitzen- 
de der EVP-ED-Fraktion im 
Ep und CDU-Spitzenkandi- 
dat für die Europawahl, 

Hans-Gert Pöttering, als 
Nichtige Bekräftigung der 
Einheit Europas am Vor- 

abend der Erweiterung be- 
lehnet. 

»Die Europäische Union 
"at damit ihre Handlungs- 

fähigkeit unter Beweis ge- 
bellt und deutlich gemacht, 
dass sie auch in einer größe- 
ren Union in der Lage ist, 
notwendige politische Ent- 
scheidungen zur richtigen 
zeit herbeizuführen". Pötte- 
r'ng sprach sich dafür aus, 
n°ch vor den Europawahlen 
^ Juni bei einem Sondergip- 

fe| einen Beschluss über die 
erfassung  herbeizuführen. 
°ttering sagte weiter, es sei 

Jet2t wichtig, dass alle Betei- 
'gten zu dem politischen Be- 

schluss stünden und zu Kom- 
Pr°missen bereit seien, da- 
^'t keine neue Schwierigkei- 
en bei den Verhandlungen 
^hr auftauchen. 

uer Erfolg in der wichti- 
gen  Frage der Verfassung, 

Hans-Gert Pöttering 

den die irische Präsident- 
schaft nach intensiven Ver- 
handlungen herbeiführen 
konnte, zeige außerdem ein- 
mal mehr, dass kleinere Län- 
der äußerst effizient und er- 
folgreich eine Führungsrolle 
in der EU spielen können. 
Seine Fraktion, für die die 
Verwirklichung der Verfas- 
sung die politische Priorität 
der Prioritäten sei, werde 
sich auch für die zügige Rati- 
fizierung der Verfassung 
nach Annahme durch die 

Staats- und Regierungschefs 
mit aller Kraft einsetzen. 

Als deutlich weniger er- 
folgreich wertete Pöttering 
das Gipfelergebnis jedoch in 
wirtschaftlichen Fragen im 
Hinblick auf die Verwirkli- 
chung der Strategie von Liss- 
abon. „Außer einer Bekräfti- 
gung  des   hohen  zu   errei- 

chenden Zieles ist auch bei 
diesem Gipfels nichts gewe- 
sen". Nach wie vor fehlen 
Beschlüsse zur konkreten 
Umsetzung des Zieles zum 
dynamischsten Wirtschafts- 
raum der Welt zu werden, 
von dem die EU noch meilen- 
weit entfernt sei. „Die Chan- 
cen der Erweiterung müssen 
jetzt genutzt werden, um 
auch diesem Ziel näher zu 
kommen". 

Die Erklärung zur Be- 

kämpfung des Terrorismus 
und die Benennung des 
früheren Europaabgeordne- 
ten Gijs de Vries als EU-Koor- 
dinator für die Terrorismus- 
bekämpfung werde „hoffent- 
lich bald zu konkreten Re- 
sultaten für eine effiziente 
Bekämpfung der '.erroris- 
musbedrohung führen", er- 
klärte Pöttering. Allerdings 
sei die Schaffung neuer Po- 

sten nicht ausreichend. Viel- 
mehr müssten die Mitglied- 
staaten bereit sein, endlich 
die notwendigen Maßnah- 
men wie den Europäischen 
Haftbefehl, den Ausbau von 
Europol und den Austausch 
von Informationen zwischen 
den Geheimdiensten der 
Mitgliedstaaten umzusetzen 
bzw. die notwendigen Be- 
schlüsse zu fassen. 
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„Bundesregierung hat ihr Wort gebrochen44 

Als der Bundeskanzler und 
die Vorsitzenden von CDU 
und CSU am 15. Dezember 
2003 vor die Presse traten, 
um den im Vermittlungs- 
ausschuss erzielten Kom- 
promiss zu verkünden, hat- 

te auch das Ringen um die 
Ausgestaltung der Zusam- 
menlegung von Arbeitslo- 
sen- und Sozialhilfe ein vor- 
läufiges Ende gefunden. 

Wie von der Bundesre- 
gierung versprochen, sollten 
die Kommunen durch die 
Reform um 2,5 Milliarden 
Euro entlastet werden. Die 
Bundesagentur für Arbeit 
sollte nach den Vorstellun- 
gen der Bundesregierung 
grundsätzlich Träger des 
„Arbeitslosengeldes II" sein 
und „auf gleicher Augen- 
höhe" mit den Sozialämtern 
die Betreuung und Vermitt- 
lung von Langzeitarbeitslo- 
sen übernehmen. Kreisen 
und kreisfreien Städten, die 

diese Aufgabe in eigener 
Verantwortung übernehmen 
wollen, wurde ein entspre- 
chendes Optionsrecht ein- 
geräumt. Die gesetzliche Re- 
gelung sollte in einem Op- 
tionsgesetz bis Ende April 
dieses Jahres erfolgen. 

Nur drei Monate nach 
dem Kompromiss sind diese 
Eckpunkte Makulatur. Statt 
einer Entlastung der  Kom- 

munen um 2,5 Milliarden Eu- 
ro steht eine Belastung in 
Milliardenhöhe. Das auf Schät- 
zungen beruhende Zahlen- 
material der Bundesregie- 
rung ist grob falsch. Die 
Unterkunftskosten, die die 
Kommunen nach „Hartz IV" 
zu tragen haben, überstei- 
gen bei weitem die von 
der Bundesregierung veran- 
schlagten 9,7 Milliarden Eu- 
ro. Umgekehrt sind die ange- 
gebenen Entlastungen der 
Kommunen viel zu großzü- 
gig bemessen. 

Auch beim Optionsge- 
setz hat die Bundesregie- 
rung einen klaren Wortbruch 
begangen. Dies ist der wahre 
Grund für das Scheitern der 
Verhandlungen. Von den 
Kommunen „als Träger der 
Aufgaben", wie es im Hartz- 
IV-Gesetz heißt, und von ei- 

ner „fairen und gleichbe- 
rechtigten Lösung" will Rot- 

Grün heute nichts mehr wis- 
sen. Im Gesetzesentwurf der 

Bundesregierung heißt es, 
dass die Kommunen „infolge 

der Organleihe in die Orga' 
nisation der Bundesagentur 

eingegliedert sind". „Träger- 
schaft" ist aber eben nicht 

„Organleihe", denn mit die- 
sem Instrument werden die 
Kommunen nicht zum Wett- 
bewerber, sondern zum Büt- 

tel der Bundesagentur. 
Unter Missachtung der 

Beschlüsse wähnt sich die 
Bundesregierung nunmehr 
am Ziel ihrer Vorstellungen- 

Die Mammutbehörde Bun- 
desagentur für Arbeit be- 
sitzt die Entscheidungs- und 
Steuerungsfunktion bei der 
Betreuung der Langzeitar- 

beitslosen. Die von Wirt' 
schaftsminister Clement zu- 
gesagte Grundgesetzände- 

rung, die den optionswiH'' 
gen Kommunen ein eigen- 
verantwortliches Gestaltung5' 
recht ermöglichen sollte- 

wird jetzt rundweg abge' 
lehnt. Das Scheitern des Op' 
tionsmodells zeigt: Lern- 

fähigkeit ist leider ein Mar' 
kenzeichen der Bundesre- 
gierung, die den Wettbe- 

werb um die besten Lösun 

gen scheut. 
Roland Koch ist  Hessi- 

scher Ministerpräsident un 
CDU-Präsidiumsmitglied. 
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Aufschwung Ost 

»Zukunft Ost - Chance für Deutschland" 
E'nen Monat vor der EU- 

Osterweiterung hat Sach- 
Sens Ministerpräsident Ge- 
0r8 Milbradt eine neue 
p°litik für Ostdeutschland 
gefordert, um die neuen 

Bundesländer wettbewerbs- 
fähig zu halten. 

..Wir brauchen einen neu- 
en Kurs, damit Ostdeutsch- 
land auf die Beine kommt 
Und nicht auf Dauer von 
Zahlungen des Westens ab- 
hängig ist", erklärte das Mit- 
8|jed des CDU-Präsidiums 
bei der Vorstellung des Stra- 
te§iepapiers „Zukunft Ost - 
Chance für Deutschland". So 
So|'ten im Osten mehr Re- 
geln ausprobiert werden, für 
deren Erprobung im Westen 
die Bereitschaft fehle. Da- 
Vor» würde ganz Deutschland 
Profitieren, sagte Milbradt 
auf einer Veranstaltung der 
K°nrad-Adenauer-Stiftung. 

So sei das Land Sachsen 
2urn Beispiel bereit, die so 

^nannte   aktivierende   So- 
2'alhi|fe in einem Modellver- 

Uch zu erproben. Ziel müsse 
s^in, die neuen Bundes- 

änder nach der Erweiterung 
er    Europäischen     Union 

Wettbewerbsfähig zu halten. 
er   Ministerpräsident   be- 
nte.   es   gehe   nicht   um 

|JJeh; Geld für den Osten. 
ot'g seien mehr Freiräume 
^  Experimentieren.  Dies 

Georg Milbradt 

sei die einzige Chance, die 
negative Entwicklung zu 
stoppen. „Ich kann diese re- 

signative Stimmung nicht 
akzeptieren," sagte Milbradt 
zur gegenwärtigen Situation. 
Der Bundesregierung warf 
er mit Blick auf den Osten 
Untätigkeit vor. In der jüng- 
sten Regierungserklärung 
von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder sei das Thema voll- 
ständig ausgespart worden. 

Der sächsische Regie- 
rungschef verwies darauf, 
dass der Aufholprozess seit 
Jahren stagniere. Nach der 
EU-Osterweiterung stünden 
die neuen Länder in einem 
härterem Wettbewerb. In 
den Nachbarländern müs- 
sten Unternehmen deutlich 
weniger Steuern zahlen, die 
Arbeitskosten seien zudem 
um bis zu 80 Prozent niedri- 
ger. In dem 28-seitigen Stra- 
tegiepapier spricht sich Mil- 

bradt für eine gezielte För- 
derung wirtschaftlicher Zen- 

tren und für eine deutliche 
Lockerung des Kündigungs- 
schutzes in Ostdeutschland 
aus. Das Kündigungsschutz- 
gesetz sollte für Investoren - 
unabhängig von der Zahl der 
Mitarbeiter - in den ersten 
vier Jahren nach Existenz- 
gründung nicht gelten. Da- 
mit Ostdeutschland sich 
zum „Reformmotor Deutsch- 
lands" entwickeln könne, 
müsse es gezieltere Investi- 
tionen in die Infrastruktur 
sowie eine regelmäßige Kon- 
trolle der zweckgerechten 
Verwendung von Solidar- 
paktmitteln geben. Der Mi- 
nisterpräsident regte an, die 
zweckgerechte Verwendung 
der Mittel jährlich durch 
Sachverständige prüfen zu 
lassen. Ein Teil der Mittel 
könnte nach einem erfolgs- 
abhängigen Verteilungsme- 
chanismus vergeben wer- 
den, um die Eigenverantwor- 
tung der Länder und Kom- 

munen zu stärken. 

Das Strategiepapier 
„Zukunft Ost - Chance für 
Deutschland. Ein Beitrag 
zu einer notwendigen 
Strategiediskussion" 
-^ www.cdu.de 
-» Politik A bis Z 
-» Aufschwung Ost   
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Arbeitsmarkt 

Laurenz Meyer: 

Rot-grüne Politik hat Aufschwung- 
Hoffnung für 2004 kaputtgetreten 

Die aktuellen ifo-Zahlen 
zeigen: Selbst das vorsich- 
tig aufkeimende Pflänzchen 
des Optimismus wurde vom 
wirtschaftspolitischen Cha- 
os der Bundesregierung 
gleich wieder zertreten. 

Wirtschaft und Verbrau- 
cher haben überhaupt kein 
Vertrauen in eine Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen 

Situation der Bundesrepu- 
blik. Das Hin und Her der 
rot-grünen Wirtschaftspoli- 
tik und der handwerkliche 
Dilettantismus der Bundes- 
regierung führen einzig zu 

einem Ergebnis: Statt zu in- 
vestieren halten Verbrau- 
cher, Mittelständler und In- 
dustrie verständlicherweise 

ihr Geld zusammen und 
warten auf bessere Zeiten 
und eine bessere Regierung. 

Die rot-grüne Diskussion 
um die Ausbildungsplatzab- 

gabe und um Erbschafts- 
und Vermögenssteuer und 
aktuell das Gezerre um den 
Emissionshandel   bewirken 

nur, dass die Verunsiche- 

rung von Bürgern und Un- 
ternehmen immer größer 
wird. Darüber hinaus hat 
der Wechsel an der SPD' 
Spitze die Unklarheit über 
den zukünftigen wirt- 
schaftspolitischen Kurs der 
Regierung noch gesteigert. 

Vor dem Hintergrund 

von Schröders Regierungs- 
erklärung steht zu befürch- 

ten, dass die Regierung im- 
mer weniger konkrete Per- 
spektiven für Wachstum 

und Arbeitsplätze in Deutsch- 
land hat. Der Kanzler muss 
endlich erkennen: Es reicht 

nicht, nur auf den Auf' 
schwung zu hoffen - man 
muss auch etwas dafür tun- 

WIRTSCHAFTSFORSCHER BESORGT - BINNENNACHFRAGE FEHLT 

Der ifo-Geschäftsklimain- 
dex ist im März erneut ge- 
sunken und hat die Hoff- 
nung auf einen Aufschwung 
gedämpft. Die befragten 
Unternehmen bewerteten 
nicht nur ihre Aussichten im 
nächsten halben Jahr deut- 
lich schlechter, sondern 

erstmals auch ihre aktuelle 
Geschäftslage. Das sei be- 
denklich, sagte der Präsi- 
dent des ifo-lnstituts, Hans- 

Werner Sinn, bei der Vor- 
stellung der aktuellsten 
Zahlen. „Die Sorgen über 
den weiteren Konjunktur- 
verlauf haben sich ver- 
stärkt." Massiv war der 
Rückgang im Einzelhandel. 
Die Konjunkturentwicklung 
kranke nach wie vor an der 
schwachen Inlandsnachfra- 
ge, erklärte Sinn. Aber auch 
in der Industrie ging der Kli- 
maindikator trotz besserer 

Exporterwartungen zurück- 
Nur im Baugewerbe und im 
Großhandel verbessert sich 
das Klima etwas. Die Terror- 
anschläge von Madrid hat- 
ten keinen Einfluss auf die 
Index-Entwicklung. „Die im 
März eingetretene Ver- 
schlechterung des Ge* 
schäftsklimas kann deshalb 
nicht als eine vorüberge- 
hende Sonderbewegung ab' 
getan werden", sagte Sinn- 
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igremien 

Gesprächskreis 

Frauen in der Lebenswelt von 
heute und morgen 

Wie muss eine moderne 
Ur>d fortschrittliche Gesell- 
Schaftspolitik aussehen, 
Um den Lebensrealitäten 
v°n Frauen und Männern in 

Gegenwart und Zukunft 
Serecht zu werden? 

Mit dieser Kernfrage be- 
schäftigt sich der neu ge- 

gründete Gesprächskreis 
Frauenpolitik der CDU un- 
ter der Vorsitzenden Maria 
Böhmer. Der Gesprächs- 
kreis Frauenpolitik wurde 
v°m Generalsekretär der 
C"U Deutschlands, Laurenz 
^eyer, ins Leben gerufen. 

Ausgangspunkt  für  die 
Arbeit  des  Gesprächskrei- 
es  Frauenpolitik  sind  die 

Essener Leitsätze der CDU 
v°n   1985  „Für  eine  neue 

artnerschaft     zwischen 
j^ann und Frau". Die CDU 
hatte als erste Partei vor 19 
jähren   mit   ihrem   Essener 

ateitag   einen   über   alle 
ärteigrenzen hinweg aner- 
annten programmatischen 
0rstoß in der Frauen- und 
arr>ilienpolitik      gemacht. 
Ie Essener  Leitsätze  ste- 

_en für den Aufbruch der 
in  der  Frauenpolitik. CDU 

m Dezember 1999 hat die 
,lJ ein neues familienpoli- 

tisch es Programm „Lust auf 

Maria Böhmer 

Familie" vorgelegt. Damit 
hat die CDU der Familien- 
politik einen neuen Schub 

gegeben, die veränderten 
Lebenswirklichkeiten der 
Menschen werden in den 
Blick genommen, und den 
Familien werden konkrete 
Antworten zur besseren fi- 
nanziellen Förderung, zur 
Kinderbetreuung und zur 
Erziehungskompetenz der 
Eltern gegeben. 

Die gewandelten Le- 
bensvorstellungen von 
Frauen und Männern und 
die demographische Ent- 
wicklung erfordern neue 
Sichtweisen und Schlussfol- 
gerungen in Politik und 
Wirtschaft, im Erziehungs- 
und Bildungsbereich. Dieser 
Aufgabe will sich der Ge- 
sprächskreis stellen. Ziel ist 

es, eine partnerschaftliche 
Gesellschaft zu gestalten, 
die Frauen und Männer glei- 
chermaßen „ins Boot holt". 
Die bisherigen frauen- und 
familienpolitischen Maß- 
nahmen sollen dabei auf 
den Prüfstand gestellt und 
weiterentwickelt werden. 
Es ist zu fragen, ob sie 
tatsächlich den Wunsch 

nach Familie verwirklichen 
helfen. Fest steht, dass für 
Familien die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen 
dringend notwendig ist, um 
sie besser als bisher zu ent- 
lasten. „Dabei verstehen wir 
Politik für Frauen als eine 
Querschnittsaufgabe" - so 
die Vorsitzende des Ge- 
sprächskreises Maria Böh- 
mer. Deshalb wurde der Ge- 
sprächskreis mit Politikerin- 
nen und Politiker von Bun- 

des-, Landes- und kommu- 
naler Ebene sowie mit ex- 
ternen Sachverständigen 
aus Hochschule, Wirtschaft 
und Verbänden besetzt. 

Maria Böhmer ist Mit- 
glied des Bundesvorstands 
der CDU Deutschlands, 
stellv. Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
und Vorsitzende der Frauen 
Union. 
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Tagegelder: Berichterstattung einiger 
Medien ist unzutreffend 

Stellungnahme zur Be- 
richterstattung über an- 
gebliche Unregelmäßig- 
keiten bei den Tagegel- 
dern der Europaabgeord- 
neten: 

1. Anders als einige Me- 
dien glauben machen wol- 
len, sind Tagegelder keine 
Gegenleistung für die Teil- 
nahme an Sitzungen, schon 

gar nicht sind sie Teil der 
Abgeordnetenentschädi- 
gung. Tagegelder sollen 
vielmehr die Kosten für aus- 
wärtige Lebensführung der 
Abgeordneten in Brüssel 
und Straßburg erstatten, 
insbesondere die Aufwen- 
dungen für Hotelübernach- 
tungen, Wohnungsmiete in 
Brüssel und Straßburg so- 
wie die Kosten für auswärti- 
ge Verpflegung. 

2. Der Anspruch auf ein 
Tagegeld entsteht mit der 

Anwesenheit an den Sit- 
zungsorten in Brüssel oder 
Straßburg. Diese Anwesen- 
heit wird durch die Unter- 
schrift in einer Anwesen- 
heitsliste nachgewiesen. 

3. Es ist absurd zu behaup- 
ten, der Zeitpunkt der Un- 
terschriftsleistung lasse eine 
Aussage über die Arbeits- 
leistung eines Abgeordne- 
ten zu. Abgeordnetentätig- 

Hartmut Nassauer 

keit besteht nicht nur aus 
der Teilnahme an Sitzungen 
des Plenums, der Parlament- 
sausschüsse bzw. der Frak- 
tionen, sondern zu einem 
großen Teil aus Konferen- 
zen, Anhörungen, Sitzungen 
mit Mitarbeitern, Büroarbei- 
ten und internen Treffen, die 
weder offiziellen Charakter 
haben noch in irgendeinem 
Sitzungsplan ausgewiesen 
sind, aber gleichwohl die An- 
wesenheit in Brüssel oder 
Straßburg bedingen. Abge- 
ordnete müssen also auch an 
den Sitzungsorten arbeiten, 
wenn keine offiziellen Sit- 
zungen stattfinden. 

4. Die deutschen Mitglie- 
der des Europäischen Parla- 

ments arbeiten nach Kräften 
sowie bestem Wissen und 
Gewissen für die Interessen 
Deutschlands im  sich eini- 

genden Europa. Die Anfor- 
derungen an ihre Arbeitsleis- 
tung und ihre Präsenz sind 
außergewöhnlich hoch. Der 
Sitzungskalender des Eu- 
ropäischen Parlaments ist 
sehr eng terminiert und ver- 
langt alleine an knapp 40 
Wochen eines Jahres die An- 
wesenheit in Brüssel oder 
Straßburg. Demgegenüber 

tritt der Deutsche Bundes- 
tag in diesem Jahr an 21 Wo- 
chen zu Sitzungen in Berlin 
zusammen. Für Europaabge- 
ordnete sind 60 bis 70 Ar- 
beitsstunden pro Woche kei- 
ne Seltenheit. Sie verwahren 

sich darum gegen eine Be" 
richterstattung, die sie in 

Bausch und Bogen der Be- 
trügerei verdächtigt und als 
„Abzocker" diskriminiert. 

5.   Der Verdacht,  dass 
Unterschriften in den Anwe- 
senheitslisten gefälscht wor- 
den sein sollen, muss zwei' 
felsfrei geklärt und gegebe- 
nenfalls   strafrechtlich   ge' 
ahndet werden. Dies hat die 

CDU/CSU-Gruppe   im    Eu' 
ropäischen Parlament in ei' 
ner Presseerklärung bereit 

unverzüglich verlangt. 
Hartmut Nassauer ist der 
Vorsitzende der CDU/CSU' 

Gruppe im Europäischen Pa 

lament. 
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Aus den Ländern 

Rheinland-Pfalz 

Neu denken für die Zukunft der Familie 
Mit der Forderung nach ei- 
ner früheren Einschulung 
und einer besseren finan- 
ziellen Ausstattung von 
Familien will die CDU in 
Rheinland-Pfalz künftig 

Bildungs- und Familienpoli- 
tik machen. Auf einem Klei- 
nen Parteitag am 20. März 
2004 in Mainz verabschie- 
dete die Partei das Pro- 
gramm „Neu denken für die 
Zukunft der Familie." 

Einstimmig hat der Lan- 

desparteiausschuss der 
CDU Rheinland-Pfalz das 
Programm „Neu denken für 
die Zukunft der Familie" be- 
schlossen. Damit hat die seit 
einem Jahr intensiv laufende 
Arbeit auf unterschiedlichen 
Ebenen der Partei zu diesem 
Thema ihren Höhepunkt er- 
reicht. Neben einem klaren 
Bekenntnis zu Ehe und Fa- 
milie macht das Programm 
Vorschläge für eine bessere 
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und betont die 

Wahlfreiheit: Eltern müs- 
sten selbst entscheiden kön- 
nen, wie sie die Erziehung 
der Kinder gestalten und mit 
dem Beruf verbinden wol- 
len. Die CDU will verlässli- 
che, bedarfsgerechte und 
§ute Betreuungs- und Erzie- 
•^ngsangebote in Form von 
Tagespflege    (Tagesmütter 

und -väter), Horten, Kinder- 
gärten, betreuenden Grund- 
schulen und Ganztagsschu- 
len. „Die CDU will dazu bei- 
tragen, die Familie in ihrem 
Überlebenskampf zu unter- 
stützen", sagte der Partei- 
vorsitzende und stellvertre- 
tende Bundesvorsitzende 
Christoph Bohr. Um die fi- 
nanzielle Situation der Fami- 
lien zu verbessern, plädiert 
die CDU - wie auf dem Par- 
teitag in Leipzig beschlossen 
- für ein Familiengeld. Den 

Beschluss des Familienpro- 
gramms bezeichnete Bohr 
als „wichtige Wegmarke." 

Wichtige Eckpunkte 

Wichtige Eckpunkte des 
Programms sind auch eine 
Einschulung im Alter von 
fünf Jahren und eine umfas- 
sende Reform der Grund- 
schule. Demnach sollen Kin- 

der die bisher erste und 
zweite Klasse in altersge- 
mischten Lerngruppen durch- 
laufen und erst von der drit- 
ten Klasse an im Klassenver- 
band unterrichtet werden. Je 
nach individuellem Leis- 
tungsstand absolvieren die 
Schülerinnen und Schüler 
die ersten beiden Schuljahre 
in der „Neuen Grundschule" 

Christoph Bohr 

in einem Zeitraum von ein 
bis drei Jahren. Unterstützt 
wurde die CDU in der Forde- 
rung nach einer früheren 
Einschulung vom Präsiden- 
ten der Freien Universität 
Berlin, Prof. Dieter Lenzen, 
Gastredner des Parteitags: 
„Wir lassen die Chancen für 
Kinder, in diesem Alter leicht 
zu lernen, ungenutzt." 

Das familienpolitische 
Programm ist das Ergebnis 
einer fast einjährigen Ar- 

beit der Expertenkommissi- 
on „Familie und Gesell- 
schaft", die vor über einem 
Jahr von Christoph Bohr ein- 
gesetzt wurde. Alle rund 
1.000 Ortsverbände erhiel- 
ten einen Entwurf mit der 
Bitte um Stellungnahme. 
Auf drei „FAMILIENexpos", 
Regionalkonferenzen zum 
Thema, wurde das Papier in- 
tensiv diskutiert. 



Senioren Union 

Bei Betreuung Familienrechte stärken 
Die Senioren Union der 
CDU Deutschlands hat sich 
dafür ausgesprochen, bei 
der anstehenden Novellie- 
rung des Betreuungsrechts 
im Deutschen Bundestag 
die Rechte von Familienan- 
gehörigen - etwa Eltern, 
Ehepartner oder Kinder - 

zu stärken. 
„Wenn Ehe und Familie 

unter dem besonderen Schutz 
des Grundgesetzes stehen, 
dann ist nicht einzusehen, 
warum die rot-grüne Bun- 
desregierung hier so zöger- 
lich vorgeht", erklärte der 
Bundesvorsitzende der mit- 
gliederstärksten politischen 
Senioren-Organisation, Ot- 

to Wulff. 
Durch das Verhalten der 

Regierung würden „Hun- 
derttausende Angehörige, 
die sich aufopfernd um die 
Pflege vor allem älterer 
Menschen kümmern" gene- 
rell unter „Missbrauchsver- 
dacht" gestellt, sagte Wulff. 
„Das widerspricht völlig der 
Lebenswirklichkeit." Dort, 
wo Angehörige noch die 
„persönliche Verantwor- 
tung" wahrnähmen und 
nicht „den bequemeren Weg 
der Heimunterbringung" 
wählten, sei zunächst davon 
auszugehen, „dass es sich 
um eine von gegenseitigem 
Vertrauen    getragene    Le- 

Otto Wulff 

bensgemeinschaft" handele. 
Starke Vorbehalte meldet 
die Senioren Union daneben 
bei der vorgesehenen Kür- 
zung der Pauschalen für 
amtliche Betreuer an. Statt 
bisher 67 Stunden pro Jahr 
sollen künftig nur noch 42 
für eine durchschnittliche 

Betreuung gewährt werden. 
Es sei zwar richtig, dass die 
Kosten der so genannten 
„rechtlichen Betreuung" für 
die Länder in den letzten Jah- 
ren erheblich gestiegen sei- 

en. Wulff: „Bei allen vorgese- 
henen Regelungen ist es vor 
allem wichtig, die persönli- 
che Würde der Betroffenen 
zu wahren." Zwar scheine es 
hier vereinzelt Missbrauch 
durch überhöhte Abrech- 
nung von Zeitaufwand zu 
geben - dies stehe jedoch in 
keinem Verhältnis zu dem 
Schaden einer Verknappung 
bei der Fremdbetreuung. 

Grundsätzlich gehe es 
um das Wohl der Betreuten, 
und da sei die Stärkung der 

Vorsorgevollmacht der si- 
cherste Weg. Wulff: „Bei al- 
len vorgesehenen Regelun- 
gen ist es vor allem wichtig, 
die persönliche Würde der 
Betroffenen zu wahren." 

INFOTHEK 

Bundesversammlung 
vollzählig 
Als letztes Bundesland 
hat Baden-Württem- 
berg die Mitglieder für 
die Bundesversamm- 

lung gewählt. Die Süd- 
west-CDU stellt insge- 
samt 37 Mitglieder, die 
SPD 27, die FDP sechs 
und die Grünen fünf. 
Für die Wahl des Nach- 
folgers von Bundesprä- 
sident Johannes Rau 
tritt das Gremium am 
23. Mai in Berlin zusam- 
men. Es besteht aus 
1.206 Mitgliedern: den 
603 Abgeordneten des 
Bundestages und eben- 
so vielen von den Län- 
derparlamenten be- 
stimmten Wahlmän- 
nern und -frauen. Union 

und FDP liegen mit zu- 
sammen 622 Sitzen 18 
Stimmen über der abso- 

luten Mehrheit von 604. 
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Europapolitik 

Buchbesprechung 

„Von der Vision zur Wirklichkeit - 
Auf dem Weg zur Einigung Europas ii 

Hans-Gert Pöttering, Spit- 
zenkandidat der CDU für 
die Europawahl 2004, ge- 
hört als ein Europapolitiker 
der ersten Stunde dem Eu- 
ropäischen Parlament seit 
der ersten Direktwahl 1979 
an. Seit 1999 ist er Frakti- 
onsvorsitzender der EVP- 
ED-Fraktion. 

Nach einem Vierteljahr- 
hundert im europäischen 
Geschäft hat er in seinem 
Buch „Von der Vision zur 
Wirklichkeit - Auf dem Weg 
2ur Einigung Europas" eine 
Sammlung seiner wichtig- 
sten Grundsatzreden und 
Parlamentarischen Beiträge 
der letzten Jahre veröffent- 
licht. 

Seine Reden erinnern an 
e'nige der wichtigsten De- 
batten in der Europäischen 
Union und besonders im Eu- 
ropäischen Parlament. Drei 
Nichtige Kerngedanken zie- 
hen sich dabei wie ein roter 
paden durch seine Beiträge: 
Die Europäische Union ist 
das historische Werk der 
Friedenssuche in und für Eu- 
r°pa; die Europäische Eini- 
§ung ist erst vollendet, wenn 
die leidvollen Trennungen, 
d'e durch die totalitären 

'deologien  des  Nationalso- 

zialismus und des Kommu- 
nismus im 20. Jahrhundert 
verursacht worden sind, 
durch den Prozess der Erwei- 
terung der Europäischen 
Union und durch die konsti- 
tutionelle Vertiefung der EU 
überwunden werden, und: 
angesichts neuer globaler 
Herausforderungen, die 
durch die menschenverach- 
tenden Terroranschläge der 
letzten Jahre markiert wer- 

den, muss Europa Klarheit in 
seiner transatlantischen Ver- 
bundenheit mit den Verei- 
nigten Staaten von Amerika 
verknüpfen mit der Bereit- 
schaft zur Kooperation mit 
den Ländern der arabisch-is- 
lamischen Welt, die Europas 
Nachbarn sind. 

Die Jahre, die in dem vor- 
liegenden Buch widerge- 
spiegelt werden, waren Jah- 

re wichtiger europapoliti- 
scher Weichenstellungen. 
Der Einsatz für die Aufnah- 

me der Länder Mittel- und 
Osteuropas stand bei Hans- 
Gert Pöttering stets ganz 
oben auf der Tagesordnung, 
ebenso wie die Erarbeitung 
der ersten europäischen 
Verfassung; beides wurde 
maßgeblich durch die EVP- 
ED-Fraktion    des    Europäi- 

schen Parlaments vorange- 
trieben, ebenso wie der Ein- 
satz für die Einhaltung der 
Kriterien des Europäischen 
Stabilitäts- und Wachstum- 
spaktes. Vor diesem Hinter- 
grund stellen die Beiträge 
von Hans-Gert Pöttering 
nicht nur wichtige Zeitdoku- 
mente, sondern auch Ziel- 
vorgaben künftiger christ- 
lich-demokratischer Europa- 
politik dar. 

Von der Vision zur Wirk- 
lichkeit - Auf dem Weg 
zur Einigung Europas 
von Hans-Gert Pöttering 
Bouvier Verlag 
ISBN 3-416-03053-2 
19,50 Euro 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Reform des Wettbe- 
werbsrechts schafft 
Rechtsunsicherheit 

Erklärung anlässlich der 
Verabschiedung des Ge- 
setzes gegen den unlaute- 
ren Wettbewerb: 

Die Bundesregierung hat 
die Chance nicht genutzt, 
ein Gesetz zu schaffen, das 
Verbraucher und Unterneh- 
men vor unlauterem Wett- 
bewerb effektiv schützt, für 
Rechtssicherheit sorgt und 
damit in Europa eine Vorrei- 
terrolle übernehmen kann. 
Die CDU/CSU-Fraktion wird 
dem Gesetz im Bundestag 
nicht zustimmen. 

Gut gemeint aber schlecht 

umgesetzt ist der Gewinnab- 
schöpfungsanspruch. Durch 
unpraktikable und unzuläng- 
liche Regelungen im Gesetz 
sind schon jetzt zahlreiche 
Probleme vorprogrammiert, 
die insbesondere auftreten 
werden, wenn der ursächli- 
che Zusammenhang zwi- 
schen dem wettbewerbswid- 
rigen Verhalten und dem 
Gewinn eines Unterneh- 
mens festgestellt werden 
soll. Dadurch schafft das Ge- 
setz Rechtsunsicherheiten, 

statt sie zu beseitigen und 
wird vor allem die Gerichte 
beschäftigen. Nach Auffas- 
sung der CDU/CSU-Fraktion 
trägt der Gewinnabschöp- 
fungsanspruch   weder   den 

Norbert Röttgen Ingo Wellenreuther 

Interessen der Verbraucher 
noch den Interessen der 
Wirtschaft Rechnung: Für 
den Verbraucher ist er nur 
ein stumpfes Schwert, und 
die Unternehmen werden 
durch die Rechtsunsicherheit 

belastet. 
Kurzsichtig ist nach Auf- 

fassung der CDU/CSU-Frak- 
tion auch die Position der 
Bundesregierung zur Tele- 
fonwerbung. Denn sie igno- 
riert die Entwicklungen in 
Europa und damit den schon 
jetzt absehbaren Wettbe- 

werbsnachteil für deutsche 
Unternehmen, die Telefon- 
marketing betreiben und in 
diesem Bereich zahlreiche 
Arbeitsplätze bieten. Die 
CDU/CSU-Fraktion hatte vor- 
geschlagen, Telefonwerbung 

jedenfalls dann auch ohne 
die vorherige Zustimmung 
des Angerufenen zu erlau- 
ben, wenn bereits Geschäfts- 
beziehungen bestehen. 

Außerdem hatte sich die 
Unionsfraktion dafür einge- 
setzt, im Gesetz zu regeln, 
dass auch wettbewerbswidri- 

ges Verhalten  der öffentli- 

chen Hand in ih- 
rer wirtschaftli- 

chen Betätigung 
unterbunden wer- 
den kann. Mit 
ihrer Ablehnung 
ignoriert die Re- 
gierungskoaliti- 
on die Interes- 
sen der mittel- 

ständischen Wirtschaft und 
wiederum das europäische 
Recht, das im Wettbewerbs- 
recht nicht zwischen der 
wirtschaftlichen Betätigung 
Privater und der öffentlichen 

Hand unterscheidet. 
Norbert Röttgen ist der 

rechtspolitische Fraktions- 
sprecher und Ingo Wellen- 
reuther der zuständige Be- 
richterstatter. 

Regierung hat Angst 
vor Wettbewerb 

Stellungnahme zum Opti- 
onsgesetz: 

Die Bundesregierung hat 
Angst vor dem Wettbewerb 
zwischen den Kommunen 
und der Arbeitsverwaltung 

des Arbeitssamtes. Sie be- 
fürchtet, dass es die Kom- 
munen besser können! Des- 
halb wird ein Gesetz vorgß' 
legt, das zwar in der Über- 
schrift „Optionsgesetz" heißt, 

aber keine echte Option be- 

inhaltet. 
Die vorgesehene „Organ- 

anleihe" ist Augenwischerei- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

peter Götz 

Sie ermöglicht weder eine 
Aufgabenträgerschaft durch 
die Kommunen noch sichert 
sie die Finanzierung. Das 
Optionsgesetz widerspricht 

den im Vermittlungsverfah- 
ren getroffenen Vereinba- 
rungen und macht Kommu- 
nen zum Handlanger der 
größten bürokratischen Be- 
hörde Europas. 

Dahinter steckt die politi- 
sche Ideologie des Zentralis- 
mus. Das war von Rot-Grün 
von Anfang an so gewollt. 
CDU und CSU stehen dage- 
gen im Interesse der mehr 
a's 3 Mio. betroffenen Men- 
schen für Wettbewerb zwi- 
schen Kommunen und Bun- 
desagentur für Arbeit statt 
Zentralismus. Hinzu kommt, 
dass den Kommunen für Mil- 
lionen von Langzeitarbeits- 
'°sen, Sozialhilfe- und Grund- 

sicherungsempfängern die 
v°'len Unterkunftskosten 
aufs Auge gedrückt werden. 
Entlastung von 2,5 Mrd. Euro 
War versprochen. Belastung 

von 2,5 Mrd. Euro ist das rot- 
grüne Ergebnis. 

Weitere Kosten, wie für 
die Betreuung der Kinder 
unter 3 Jahren oder die Aus- 
bildungsplatzabgabe sollen 
nach den Vorstellungen der 
Schröder-Regierung die 
Kommunen übernehmen. 
Aber sie können nicht mehr! 

Rot-Grün legt die Axt an 
die kommunale Selbstver- 
waltung. Die Regierung hat 
die Kommunen mit ihrer 
kommunalfeindlichen Poli- 
tik in wenigen Jahren an den 
Rand des finanziellen Ruins 
regiert. 

Es ist höchste Zeit für ei- 
nen Regierungswechsel, da- 
mit es wieder aufwärts geht 
in Deutschland und kommu- 
nale Selbstverwaltung wie- 
derstattfinden kann. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Ausbildungsplatz- 
abgabe ist Unfug 

hoch Drei 

Erklärung zur 1. Lesung 
des Deutschen Bundesta- 
ges über ein Gesetz zur 
Einführung einer Ausbil- 
dungsplatzabgabe: 

Ich bedauere sehr, dass 
dieser Gesetzentwurf kein 
schlechter Aprilscherz, son- 
dern bittere Realität ge- 
worden ist. Jeder Fachmann 

weiß, dass eine Ausbil- 
dungsplatzabgabe wirt- 
schaftspolitischer Unfug 
hoch Drei ist. 

Das einzige Ziel von Rot- 
Grün bleibt die Gesichts- 
wahrung des neuen SPD- 
Parteichefs, und nicht die 
Verbesserung der Ausbil- 
dungssituation. Nichts wird 
damit besser, sondern vieles 
schlechter. 

2,6 Milliarden Euro wer- 
den nach dem rot-grünen 
Gesetzentwurf von deut- 
schen Betrieben erst ein- 
mal eingesammelt, damit 
1,4 Milliarden Euro umver- 
teilt werden können. Damit 
versickert fast die Hälfte 
der Zwangsabgabe in den 
Mühlen der Bürokratie! 1,2 
Milliarden Euro sind einfach 
so perdu. Für nichts und 
wieder nichts. 

Die Bund-Länder-Kom- 
mission hat sich daher ein- 
stimmig und mit Recht ge- 
gen die Ausbildungsplatz- 
abgabe gewandt. 16:0 Stim- 
men der Länder gegen das 
rot-grüne Bürokratiemons- 
ter. 

Dabei macht uns alle be- 
troffen, dass im vergange- 
nen Jahr rund 100.000 junge 
Menschen, die eine Lehrstel- 
le bis zum heutigen Tage su- 
chen, keinen Ausbildungs- 
platz gefunden haben. Das 
ist frustrierend und in vielen 

Fällen auch demoralisierend. 
Das muss sich ändern. Eine 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Dagmar Wöhrl 

neue Zwangsabgabe ist hier- 
für aber das falsche Instru- 

ment. 
Denn insbesondere viele 

Mittelständler wollen aus- 
bilden und tun dies auch. 
Und die, die nicht ausbilden, 
haben ihre Gründe dafür. 
Deshalb müssen wir an den 
Ursachen der Lehrstellen- 

lücke ansetzen. Und die 
heißt vor allem: Runter mit 
der Kostenbelastung und 
bessere Qualifikation der 
Lehrstellenbewerber. 

Die Union hat daher ei- 
nen Gesetzentwurf zur Mo- 
dernisierung des Berufsbil- 
dungsrechts beschlossen. 
Damit wird die Schaffung 
neuer Berufsbilder deutlich 
beschleunigt und verein- 
facht. Wir haben Vorschläge 
unterbreitet, wie Leistun- 
gen aus Vorbereitungsmaß- 
nahmen - wenn alle Betei- 
ligten dies wollen - ange- 
rechnet werden können und 
damit die Lehrzeiten ver- 
kürzt werden. 

Ich fordere die Bundes- 
regierung auf, lassen Sie uns 
auf dieser Grundlage einen 
Weg finden, um die Chan- 
cen für einen erfolgreichen 
Berufsstart junger Men- 
schen wirklich zu verbes- 
sern und ziehen Sie den Ge- 
setzentwurf zur Ausbil- 
dungsplatzabgabe sofort 
und endgültig zurück. 

Dagmar G. Wöhrl ist die 
wirtschaftspolitische Frakti- 
onssprecherin. 

Rot-grüner Dauerstau 
auf der Autobahn 

Erklärung anlässlich der Ak- 
tuellen Stunde zur Finanzsi- 
tuation im Straßenbau: 

Die Mittelfristplanung 

für den Straßenbau zeigt 
ganz deutlich: Rot-grüne 
Verkehrspolitik ist nichts als 
Lug und Trug. 

Noch vor kurzem verkün- 

dete Minister Stolpe voll- 
mundig, dass nach der Frei- 
gabe der wegen des Maut- 
debakels gesperrten Inve- 
stitionsmittel die notwendi- 
gen Straßenbaumaßnah- 

men verwirklicht werden 
können und insbesondere 
die dringlichen Weltmei- 
sterschafts-Projekte in 

Gang gesetzt werden. 
Nun folgt die verkehrspo- 

litische Bankrotterklärung. 

Die bittere Wahrheit ist: Die 
Bundesregierung        verab- 

schiedet sich von der verant- 
wortungsvollen Verkehrsin- 
frastrukturpolitik und steu- 
ert in den Verkehrskollaps. 

Trotz der Einführung der 
streckenbezogenen Maut 
im kommenden Jahr sinken 
die Investitionen auf das 
niedrigste Niveau seit der 
Wiedervereinigung. Damit 
schadet Rot-Grün nicht nur 
der Mobilität in Deutsch- 
land, sondern sie setzt mit 
ihrem Wortbruch leichtfer- 

tig Zehntausende von Ar- 
beitsplätzen in der Bauindu- 

strie aufs Spiel. 
Statt die Straßeninfra- 

struktur fit für die Zukunft 
zu machen, sind inzwischen 
sogar einige WM-Projekte 
in Gefahr. Die Weltmeister- 

schaft 2006 droht nun, im 
Stau zu ersticken. Trotz des 
im Verkehrsbericht 2000 
prognostizierten massiven 

Verkehrszuwachses auf 
bundesdeutschen Autobah- 
nen werden von Minister 

Stolpe lediglich 23 Neubau- 
projekte mit einem Gesamt- 
volumen von rund 1 Mrd. € 

realisiert. 
Aber es kommt noch 

schlimmer, denn dies wird 
durch Umschichtung von 
Mitteln, die für den Erhalt 
der Bundesstraßen gedacht 

sind, erreicht. Die Folge: 
Schlechter Straßenzustand 

führt bei gleichzeitigem 

Verkehrswachstum zu Dau- 

erstau. 

11104 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Georg Brunnhuber 

Die eigenen Verkehrsmi- 
nister haben es der Bundes- 
regierung auf der heutigen 
Verkehrsministerkonferenz 
deutlich ins Stammbuch ge- 
schrieben: Schlechter kann 
eine Verkehrspolitik kaum 
sein. Die Union fordert die 
Bundesregierung deshalb 
mit Nachdruck auf, die Fi- 
nanzmittel für die Verkehrs- 
'nfrastruktur ab 2005 auf 
ein bedarfsgerechtes Ni- 
veau anzuheben. 

Georg Brunnhuber ist 
stellvertretende verkehrspo- 
"tische Fraktionssprecher. 

Rot-Grün schwächt 
deutsche Landwirt- 

schaft 

Erklärung anlässlich der 
*»/3. Lesung des Gesetzes 
*Ur Umsetzung der Reform 
der Gemeinsamen Agrar- 
politik: 

Mit dem rot-grünen Ge- 
Setz zur Umsetzung der Re- 

form der Ge- 

meinsamen 
Agrarpolitik 
wird die deut- 
sche Landwirt- 
schaft ein wei- 
teres Mal ge- 
schwächt.     Die 

Spielräume,   die        Gerda Hasselfeldt 
die EU-Vorgaben 
zulassen, werden nicht ge- 
nutzt, um die Interessen 
der leistungsfähigen Betrie- 
be in den Vordergrund zu 
stellen. Insbesondere unse- 
ren Milchbauern, denen be- 
reits jetzt das Wasser bis 
zum Hals steht, werden wei- 
tere erhebliche Belastungen 
zugemutet. Durch die rot- 
grüne Agrarpolitik droht 
ganzen Standorten das 
„Aus". Die Bundesregierung 
hat das Alternativmodell 
der Union, das weitere dra- 
stische Einkommensverlu- 
ste für die Milchbauern ver- 
hindert hätte, nicht aufge- 
griffen. 

„Spitze" ist Rot-Grün hin- 
gegen bei der Schaffung 

neuer „Fesseln" für die Land- 
wirtschaftsbetriebe! Ein Mix 
aus nationalen Auflagen, 

schärferen Regelungen als 
im EU-Recht und mehr Büro- 
kratie für Betriebe und Lan- 
desverwaltungen drohen der 
Landwirtschaft. Die Folge 
dieser Politik sind neue 
Wettbewerbsnachteile im 
Vergleich zu unseren EU- 
Konkurrenten. 

Peter Harry Carstensen 

Die Union hat das Gesetz 
auch deswegen abgelehnt, 
weil massive Auswirkungen 
auf die Ernährungsindustrie 
und damit die Wirtschafts- 
kraft im ländlichen Raum zu 
erwarten sind. Zudem ste- 
hen die Agrarumweltpro- 
gramme etlicher Bundeslän- 

der auf der Kippe und damit 
Fördermittel in Höhe von 
500 Millionen Euro. 

Das Alternativmodell der 
Union sieht vor, die Brüche 
innerhalb der Landwirt- 
schaft abzumildern. Dies 

gilt insbesondere für die 
Milch- und Rindtleischer- 
zeuger, die beide wichtige 
Sektoren in der deutschen 
Land- und Ernährungswirt- 
schaft sind. Der Erhalt ihrer 
Wettbewerbs-fähigkeit ist 
daher von besonderer Be- 

deutung. 
Gerda Hasselfeldt ist 

stellvertretende Fraktions- 
vorsitzende und Peter 
Harry Carstensen ist der 
Vorsitzende der Fraktions- 
arbeitsgruppe Verbraucher- 
schutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft. 



Öffentlichkeitsarbeit 

Pin „FIT 

Bestell-Nummer:9092 

Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt: 23,20 € FU\ 

Aufkleber ,,FU' 

Bestell-Nummer:9091 

Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

Pfefferminztabletten „FU" 

Bestell-Nummer:9095 
1 kg ca. 333 Stück: 18,00 € 
inkl. MwSt.: 20,88 € 

Tasse „FU" 
Porzellantasse 0,25 I Inhalt 

Bestell-Nummer: 9106a 
1 Tasse inkl. Einzelverpackung: 5,50 € 
inkl. MwSt.: 6,38 € 

Bestell-Nummer: 9106b 
6er Karton Tassen:30,00 € 
inkl. MwSt: 34,80 € 

BESTELLANSCHRIF1" 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Öffentlichkeitsarbeit 

T-Shirt „CDU" 

Größe L 
Bestell-Nummer:9836 

Größe XXL 

Bestell-Nummer:9838 

IT-Shirt: 5,00 € 
inkl. MwSt.: 5,80 € 

CDU-Seemanns- 
rucksack blau 

Bestell-Nummer:9661 
Preis je 1 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt: 11,60 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben - schon aufgepumpt - 
Er ist wie ein kleiner Fußball, jedoch kleiner und handlicher. 
Der ideale Spielball nicht nur für Kinder. 

Bestell-Nummer:9824 
Preis je 2 Bälle: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 13,92 € 
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Die neuen Wandzeitungen 

1 wieder oben mitspielt. 
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Das sind die aktuellen Wandzeitungen der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Alle Jahresabonnen- 
ten erhalten beide Wandzeitungsmotive. 

(11104 


